
K E R N E N E R G I E

„Gorleben muss raus“
Vergangenen Freitag haben sich die
Bundestagsfraktionen auf den frühe-
ren Umwelt-Staatssekretär und Vorsit-
zenden der Naturfreunde Deutsch-
lands Michael Müller (SPD) als zwei-
ten Vorsitzenden jener Kommission
verständigt, die Kriterien für die Su-
che nach einem atomaren Endlager
festlegen soll. Müller, 65, soll die Kom-
mission zusammen mit Ursula Heinen-
Esser (CDU) führen.

SPIEGEL: Was ist unabdingbar für
einen Erfolg der Kommission?
Müller: Wir werden nicht umhin-
kommen, die erfolglose Ge-
schichte der Atomenergie aufzu-
arbeiten. Denn klar ist, dass es
ohne Zustimmung der Umwelt-

verbände und Bürgerinitiativen keine
Lösung geben wird.
SPIEGEL: Die Umweltverbände wollen
den Salzstock Gorleben als möglichen
Standort ausschließen. Sie auch?
Müller: Gorleben muss raus aus der Lis-
te. Das gehört zu den vertrauensbil-
denden Maßnahmen, die wir den Um-
weltverbänden schuldig sind. Da muss
die Politik in Vorleistung treten. Des-
halb soll es zuerst zu einer Evaluie-
rung kommen.
SPIEGEL: Das Gesetz geht von einer Ar-
beitsdauer bis Ende 2015 aus, gegebe-
nenfalls mit halbjähriger Verlängerung.
Reicht das?

Müller: Ich fürchte, dass es sehr
schwer wird, bis Ende 2016 ein
erstes Ergebnis vorzulegen. Die
Kommission wird schnell klären
müssen, ob sie grundsätzlich be-
reit ist, das Mandat zu verlän-
gern. Das müsste dann der Bun-
destag entscheiden.
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Kommissionschef
Böhmer

Der frühere Ministerpräsident von
Sachsen-Anhalt Wolfgang Böhmer
(CDU) soll eine Kommission leiten,
die Vorschläge zur Zukunft der Stasi-
Akten-Behörde ausarbeitet. Der Vor-
schlag findet Unterstützung in meh -
reren Bundestagsfraktionen. Nach
 Vorstellungen der zuständigen Kultur-
staatsministerin, Monika Grütters
(CDU), soll das Gremium zügig die Ar-
beit aufnehmen. Grütters hofft auf
konkrete Vorschläge im kommenden

Jahr, damit noch in dieser Legislatur-
periode entsprechende Gesetzesände-
rungen erreicht werden können. Die
SPD favorisiert eine Fusion der Behör-
de des Bundesbeauftragten für die Sta-
si-Unterlagen mit dem Bundesarchiv
bis 2019. Zeitdruck herrscht auch aus
einem anderen Grund: Die Amtszeit
des derzeitigen Behördenchefs Roland
Jahn endet 2016. Dem 78-jährigen
Böhmer wird zugetraut, die emotiona-
len Debatten um die Schließung der
einstigen „Gauck-Behörde“ zu mode-
rieren. Über die Zusammensetzung
der Kommission wird noch gestritten.
Eine schwarz-grüne Allianz will not-
falls mit Geschäftsordnungstricks die
Mitwirkung von Linken-Politikern in
der Kommission verhindern.

E H R E N D O K T O R

Schavan soll 
verzichten

Die Universität Lübeck gerät für ihr
Vorhaben in die Kritik, am 11. April
die CDU-Politikerin Annette Schavan
zur Ehrendoktorin zu machen. Scha-
van hatte im Jahr 2010 als Bundesfor-
schungsministerin die klamme Univer-
sität Lübeck gerettet, indem sie dem
Land Schleswig-Holstein über Um -
wege Millionen an Bundesmitteln zu -
sicherte. „Schon allein das Ansinnen,
 einem Bundesminister für die Zuwen-

dung von Steuermitteln die Ehrendok-
torwürde verleihen zu wollen, ist
grundsätzlich befremdlich“, sagt die
Landesvorsitzende der Hamburger
FDP, Sylvia Canel. „Man kann Annet-
te Schavan nur den dringenden Rat ge-
ben, diese Verleihung nicht anzuneh-
men.“ Canel, die in der vergangenen
Legislaturperiode dem Forschungsaus-
schuss des Deutschen Bundestags an-
gehörte, verweist auf Regelungen zur
Annahme von Geschenken und Vortei-
len im Bundesministergesetz und im
Öffentlichen Dienst. Der Ehrendoktor
käme Schavan gelegen, denn die Poli-
tikerin muss wegen ihrer Plagiatsaffäre
auf ihren 1980 erworbenen Doktorgrad
verzichten.
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